
Anpassung der  Al lgemeinen Rechtsschutz-Vers icherungs-
bedingungen (AUXILIA ARB/1994 -  ARB/2007)  an die
Änderungen des VVG 2008 (Stand 01.01.2009)

§§  99  VVeerrssiicchheerruunnggssbbeeiittrraagg
(3) Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig. Wird

ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht
zu vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist be-
stimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist
nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrages, Zinsen und
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Ab-
sätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 dar-
auf hingewiesen wurde.
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort.
Für Rechtsschutzfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zah-
lung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

(4) a) Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Ein-
ziehung nicht widerspricht.
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgege-
benen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

b) Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei-
trag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künf-
tig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versi-
cherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet,
wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

c) Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die
Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

(5) Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.
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ARB/2007, ARB/2005, ARB/2003, ARB/2000, ARB/1998 und
ARB/1994 bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  99  VVeerrssiicchheerruunnggssbbeeiittrraagg
(3) Alle nach dem ersten Beitrag zu zahlenden Beiträge sind Folgebeiträge; sie

sind am Ersten des Fälligkeitsmonats zu zahlen, sofern nicht etwas anderes
vereinbart wurde. Wird ein Folgebeitrag nicht spätestens am Fälligkeitster-
min gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer schriftlich auf
dessen Kosten eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. Tritt
nach Ablauf dieser Frist ein Rechtsschutzfall ein und ist der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung von Beitrag, geschuldeten Zinsen oder Kosten noch
in Verzug, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Hierauf
ist der Versicherungsnehmer in der Fristbestimmung hinzuweisen.

(4) a) Ist vereinbart, dass der Versicherer die jeweils fälligen Beiträge im Last-
schriftverfahren einziehen soll und kann ein Beitrag aus Gründen, die
der Versicherungsnehmer zu vertreten hat, nicht fristgerecht eingezo-
gen werden, gerät der Versicherungsnehmer in Verzug. Das Gleiche
gilt, wenn einer berechtigten Einziehung von dem Kontoinhaber wider-
sprochen wird. Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer die
daraus entstehenden Kosten in Rechnung stellen. Zu weiteren Abbu-
chungsversuchen ist der Versicherer zwar berechtigt, nicht aber ver-
pflichtet.

b) Kann aufgrund eines Widerspruches oder aus anderen Gründen ein
Beitrag nicht eingezogen werden, so kann der Versicherer von weiteren
Einzugsversuchen absehen und den Versicherungsnehmer schriftlich
zur Zahlung durch Überweisung auffordern.

§§  1100  BBeeiittrraaggssaannppaassssuunngg
(4) Erhöht sich der Beitrag, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungs-

vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in
dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den
Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuwei-
sen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat
vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der
Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht.

§§  1100  BBeeiittrraaggssaannppaassssuunngg
(4) Der Versicherungsnehmer kann innerhalb eines Monats, nachdem ihm die

Beitragserhöhung mitgeteilt wurde, den Versicherungsvertrag zu dem Zeit-
punkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.
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§§  1111  ÄÄnnddeerruunngg  ddeerr  ffüürr  ddiiee  BBeeiittrraaggssaabbrreecchhnnuunngg  wweesseennttlliicchheenn
UUmmssttäännddee
(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif der

AUXILIA einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der
Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an für die hierdurch entstandene
höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach
dem Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht über-
nommen, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus-
schließen.
Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent
oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der
Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

(2) ...
(3) Der Versicherungsnehmer hat der AUXILIA innerhalb eines Monats nach Zu-

gang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese Angaben vor-
sätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich
und tritt der Rechtsschutzfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein,
in dem die Angaben dem Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der
Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn dem Versiche-
rer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das
Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf gro-
ber Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den Umfang des Versicherungsschut-
zes in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis kürzen. Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. Der Versicherungsneh-
mer hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechts-
schutzfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und
er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Rechtsschutzfalles noch den
Umfang der Leistung des Versicherers ursächlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die Ge-
fahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als vereinbart an-
zusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§§  1111  ÄÄnnddeerruunngg  ddeerr  ffüürr  ddiiee  BBeeiittrraaggssaabbrreecchhnnuunngg  wweesseennttlliicchheenn
UUmmssttäännddee
(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif der

AUXILIA einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann die
AUXILIA vom Eintritt des Umstandes an für die hierdurch entstandene höhe-
re Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach dem
Tarif der AUXILIA auch gegen einen höheren Beitrag nicht übernommen,
kann die AUXILIA innerhalb eines Monats nach Kenntnis den Versicherungs-
vertrag mit einer Frist von einem Monat kündigen.

(2) ...
(3) Der Versicherungsnehmer hat der AUXILIA innerhalb eines Monats nach Zu-

gang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese
Angaben nicht oder unrichtig, ist die AUXILIA berechtigt, für einen nach Ein-
tritt der höheren Gefahr eingetretenen Rechtsschutzfall die Leistungen nur
insoweit zu erbringen, als es dem Verhältnis des vereinbarten Beitrages zu
dem Beitrag entspricht, der bei richtigen und vollständigen Angaben hätte
gezahlt werden müssen. Unterlässt der Versicherungsnehmer jedoch die er-
forderliche Meldung eines zusätzlichen Gegenstandes der Versicherung, ist
der Versicherungsschutz für diesen Gegenstand ausgeschlossen. In den Fäl-
len der Sätze 2 und 3 bleibt die AUXILIA zur Leistung verpflichtet, wenn der
Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben
der Angaben nicht auf seinem Verschulden beruht.

§§  1144  VVeerrjjäähhrruunngg  ddeess  RReecchhttsssscchhuuttzzaannsspprruucchheess
(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in zwei Jahren. Die

Frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem die Leistung erlangt werden
kann.

(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer angemeldet
worden, zählt der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der schrift-
lichen Entscheidung des Versicherers bei der Fristberechnung nicht mit.

§§  1144  GGeesseettzzlliicchhee  VVeerrjjäähhrruunngg
(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die

Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in
Textform zugeht.

§§  1166  AAnnzzeeiiggeenn,,  WWiilllleennsseerrkklläärruunnggeenn,,  AAnnsscchhrriifftteennäännddeerruunngg
(1) Alle für die AUXILIA bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die

Hauptverwaltung der AUXILIA gerichtet werden.
(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift der AUXILIA

nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt
drei Tage nach Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entspre-
chend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung
die Bestimmungen des Absatzes 2 Anwendung.

§§  1166  SScchhrriiffttffoorrmm  ddeerr  EErrkklläärruunnggeenn
Alle Erklärungen gegenüber der AUXILIA sind schriftlich abzugeben.

§§  1177  VVeerrhhaalltteenn  nnaacchh  EEiinnttrriitttt  eeiinneess  RReecchhttsssscchhuuttzzffaalllleess
(6) Wird eine der in den Absätzen 3 und 5 genannten Obliegenheiten vorsätz-

lich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz.
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige
oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung
einer nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles bestehenden Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass die AUXILIA den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge
hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz be-
stehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Rechtschutzfalles noch für die Feststellung oder
den Umfang der vom Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

ARB/2007, ARB/2005, ARB/2003, ARB/2000, ARB/1998 und
ARB/1994 bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  1177  VVeerrhhaalltteenn  nnaacchh  EEiinnttrriitttt  eeiinneess  RReecchhttsssscchhuuttzzffaalllleess
(6) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 3 oder 5 genannten

Pflichten, kann die AUXILIA von der Verpflichtung zur Leistung frei werden,
es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruht. Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung bleibt die
AUXILIA insoweit verpflichtet, als die Verletzung Einfluss weder auf die Fest-
stellung oder den Umfang der der AUXILIA obliegenden Leistung gehabt
hat.
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§§  2200  ZZuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt..  AAnnzzuuwweennddeennddeess  RReecchhtt
(1) Klagen gegen die AUXILIA

Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen die AUXILIA erhoben
werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der
AUXILIA oder ihrer für das jeweilige Versicherungsverhältnis zuständigen
Niederlassung.
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht ört-
lich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthaltes zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine ju-
ristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechtes oder eine eingetragene Partner-
gesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers
Sind der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versicherungsnehmers
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtli-
che Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§§  1199  eennttffäälllltt§§  1199  KKllaaggeeffrriisstt
Lehnt die AUXILIA den Rechtsschutz ab oder behauptet der Versicherungsneh-
mer, dass die gemäß § 18 Abs. 2 getroffene Entscheidung des Rechtsanwaltes
offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht, kann der
Versicherungsnehmer den Anspruch auf Rechtsschutz nur innerhalb von sechs
Monaten gerichtlich geltend machen. Diese Frist beginnt, nachdem die Ableh-
nung der AUXILIA oder die gemäß § 18 Abs. 2 getroffene Entscheidung des
Rechtsanwaltes dem Versicherungsnehmer schriftlich unter Angabe der mit dem
Fristablauf verbundenen Rechtsfolge mitgeteilt wurde.

§§  2200  ZZuussttäännddiiggeess  GGeerriicchhtt
(1) Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen die AUXILIA erho-

ben werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der
AUXILIA oder ihrer für das jeweilige Versicherungsverhältnis zuständigen
Niederlassung. Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder ab-
geschlossen, ist auch das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur
Zeit der Vermittlung oder des Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung
oder bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte.

(2) Klagen der AUXILIA gegen den Versicherungsnehmer können bei dem für
den Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständigen Gericht erhoben wer-
den. Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebe-
trieb genommen, kann die AUXILIA ihre Ansprüche auch bei dem für den
Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht gel-
tend machen.

ARB/2007, ARB/2005, ARB/2003, ARB/2000, ARB/1998 und
ARB/1994 bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  2211  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz  
(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahr-

erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht
fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Ver-
stoßes gegen diese Obliegenheit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Un-
kenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der der AUXILIA obliegenden Leistung ursächlich
war.

(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug (Fahrzeug-Rechtsschutz) ver-
äußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für
das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Fol-
gefahrzeug). Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich
in diesen Fällen auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten
Erwerb des Folgefahrzeuges zugrunde liegt.
Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist der AUXILIA
innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu bezeich-
nen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht ohne
Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Ver-
stoß gegen diese Obliegenheiten ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass
der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des
versicherten Fahrzeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung,
längstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeuges
ohne zusätzlichen Beitrag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges inner-
halb eines Monats vor oder innerhalb eines Monats nach der Veräußerung
des versicherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahr-
zeug handelt.

§§  2211  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(8) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene

Fahrerlaubnis, war er zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das
Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die
von dem Fehlen der Fahrerlaubnis, von der Nichtberechtigung zum Führen
des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der Zulassung oder des Versicherungs-
kennzeichens ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug (Fahrzeug-Rechtsschutz) ver-
äußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für
das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Fol-
gefahrzeug). Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich
in diesen Fällen auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten
Erwerb des Folgefahrzeuges zugrunde liegt.
Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist der AUXILIA
innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu bezeich-
nen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die Anzeige oder die Bezeichnung
des Folgefahrzeuges, besteht Versicherungsschutz nur, wenn die Unterlas-
sung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers beruht. Wird
das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahrzeuges er-
worben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens jedoch bis zu
einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeuges ohne zusätzlichen Bei-
trag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb eines Monats vor
oder innerhalb eines Monats nach der Veräußerung des versicherten Fahr-
zeuges wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt.
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§§  2288  SSppeezziiaall--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  FFiirrmmeenn,,  SSeellbbssttäännddiiggee  uunndd
ffrreeiibbeerruufflliicchh  TTäättiiggee
(6) ARB/2000 - ARB/2007 bzw.
(7) ARB/1994 und ARB/1998

Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahr-
lässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes
gegen diese Obliegenheit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis
nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich
war.

§§  2277  LLaannddwwiirrttsscchhaaffttss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) ARB/2000 bzw.
(6) ARB/1994, ARB/1998, ARB/2003 - ARB/2007

Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene
Fahrerlaubnis, war er zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das
Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die
von dem Fehlen der Fahrerlaubnis, von der Nichtberechtigung zum Führen
des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der Zulassung oder des Versicherungs-
kennzeichens ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

§§  2222  FFaahhrreerr--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahr-

erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur,
wenn der Fahrer von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen
diese Obliegenheit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Fahrers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Weist der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig war,
bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

§§  2266  PPrriivvaatt--,,  BBeerruuffss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr
NNiicchhttsseellbbssttäännddiiggee
(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahr-

erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht
fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Ver-
stoßes gegen diese Obliegenheit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Un-
kenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war.

§§  2277  LLaannddwwiirrttsscchhaaffttss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) ARB/2000 bzw.
(6) ARB/1994, ARB/1998, ARB/2003 - ARB/2007

Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht
fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Ver-
stoßes gegen diese Obliegenheit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in
einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Un-
kenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war.

§§  2222  FFaahhrreerr--RReecchhttsssscchhuuttzz
(5) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene

Fahrerlaubnis, war er zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das
Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, besteht kein Rechtsschutz.

§§  2266  PPrriivvaatt--,,  BBeerruuffss--  uunndd  VVeerrkkeehhrrss--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr
NNiicchhttsseellbbssttäännddiiggee
(6) Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene

Fahrerlaubnis, war er zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das
Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die
von dem Fehlen der Fahrerlaubnis, von der Nichtberechtigung zum Führen
des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der Zulassung oder des Versicherungs-
kennzeichens ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.

ARB/2007, ARB/2005, ARB/2003, ARB/2000, ARB/1998 und
ARB/1994 bis 31.12.2008

Neuregelung ab 01.01.2009 

§§  2288  SSppeezziiaall--RReecchhttsssscchhuuttzz  ffüürr  FFiirrmmeenn,,  SSeellbbssttäännddiiggee  uunndd
ffrreeiibbeerruufflliicchh  TTäättiiggee
(6) ARB/2000 - ARB/2007 bzw.
(7) ARB/1994 und ARB/1998

Hatte der Fahrer bei Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene
Fahrerlaubnis, war er zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt, war das
Fahrzeug nicht zugelassen oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Personen, die
von dem Fehlen der Fahrerlaubnis, von der Nichtberechtigung zum Führen
des Fahrzeuges oder von dem Fehlen der Zulassung oder des Versicherungs-
kennzeichens ohne Verschulden keine Kenntnis hatten.


